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Zusammenfassung der Stellungnahme:  

(1) Das Reformvorhaben für die Datenschutzaufsicht ist vielversprechend und 
ambitioniert. Es tangiert Grundstrukturen des Bund-Länder-Verhältnisses, ist 
aber verfassungsrechtlich realisierbar. Die Verfassungsfragen, die dabei zu 
bedenken sind, werden nachfolgend skizziert. 

(2) Eine überzeugende Bündelung datenschutzrechtlicher Aufsichtsbefugnisse 
beim Bund kann durch eine Grundgesetzänderung erreicht werden, die dem 
Bund (in Art. 83 ff. GG) die entsprechende Verwaltungskompetenz überträgt. 

(3) Auf Basis von Art. 87 Abs. 3 GG lässt sich eine Bundesaufsicht für den Daten-
schutz nur insoweit realisieren, als die Gesetzgebungskompetenzen für das 
Datenschutzrecht beim Bund liegen. Das ist nur lückenhaft der Fall. Dement-
sprechend wären gebündelte Aufsichtsbefugnisse der Bundesdatenschutz-
beauftragten lückenhaft, sofern nicht – wiederum durch Grundgesetzände-
rung – eine umfassende Bundesgesetzgebungskompetenz geschaffen wird. 

(4) Art. 77a Landesverfassung NRW ist keine „verfassungsrechtliche Garantie“, 
die das Amt der Landesdatenschutzbeauftragen sakrosankt machen würde, 
sondern eine schlichte Organisationsnorm auf Ebene der Landesverfassung. 
Die Norm steht Reformvorhaben auf Ebene des Bundes nicht entgegen, weil 
Landesverfassungen dafür keine Sperrwirkung haben. 

(5) Art. 77a Landesverfassung NRW enthält auch keine Handlungspflicht der Lan-
desregierung, sich im Bundesrat einer Übertragung der Datenschutzaufsicht 
für den nicht-öffentlichen Bereich auf den Bund zu widersetzen. Denn für den 
staatlichen Bereich bliebe die Zuständigkeit der Landesdatenschutzbeauftra-
gen NRW erhalten. Sie hätte zwar deutlich reduzierte, aber weiterhin dieje-
nigen Kompetenzen, über die gegenwärtig der bayrische Landesdatenschutz-
beauftragte verfügt. Art. 77a Landesverfassung wäre nicht entkernt. 

(6) Die Aufsichtsbefugnisse für den nicht-öffentlichen Bereich können auch ein-
zelnen Landesdatenschutzbehörden übertragen bzw. bei ihnen gebündelt 
werden. Auch dies würde nicht zu einer Entkernung des Art. 77a Landesver-
fassung NRW führen und ist daher landesverfassungsrechtlich möglich. 

(7) Für One-Stop-Shop-Modelle, die lediglich im Außenverhältnis zu Bürgern und 
Unternehmen zu einer Bündelung des Ansprechpartners führen, ist die Da-
tenschutzaufsicht ein möglicher, aber kein überzeugender Einsatzbereich. 

(8) Ein (weiteres) datenschutzrechtliches Kohärenzverfahren könnte Schwächen 
in der Entscheidungsfähigkeit der Datenschutzkonferenz verbessern. Ein sol-
ches Verfahren hätte aber im Vergleich zu Zuständigkeitsbündelungen eine 
hohe Komplexität, so dass es zur Koordination der Datenschutzaufsichten 
von Bund und Ländern kaum empfehlenswert ist. 
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A.  Ausgangslage und Reformmodelle 

I.  Institutionelle Ausgangslage im Datenschutzbereich 

Die Zuständigkeiten der staatlichen Datenschutzaufsichten und Datenschutzgre-
mien sind gegenwärtig auf folgende Institutionen verteilt: 

 

1.  Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
(BfDI) 

Als oberste Bundesbehörde nach § 8 I BDSG nimmt die BfDI die Aufsicht über die 
öffentlichen Stellen des Bundes sowie Grundsatz- und Querschnittsaufgaben 
wahr. Aufsichtsbefugnisse für den nicht-öffentlichen Bereich, insb. die Wirt-
schaft, hat sie gegenwärtig nicht. Diese liegen bei den Ländern. 

 

2.  Landesdatenschutzbeauftragte der Länder 

Die Landesdatenschutzbeauftragten überwachen den nicht-öffentlichen Bereich 
sowie die staatlichen Stellen des jeweiligen Landes (für NRW: § 60 DSG NRW). 
Bayern hat für diese beiden Aufgaben zwei getrennte Behörden geschaffen (Bay-
erisches Landesamt für Datenschutzaufsicht für den nicht-öffentlichen Bereich; 
Landesbeauftragter für den Datenschutz für den öffentlichen Bereich). In NRW 
und allen weiteren Bundesländern sind beide Aufgaben gemeinsam dem jewei-
ligen Landesdatenschutzbeauftragten übertragen und werden dort regelmäßig 
durch unterschiedliche Referate wahrgenommen. 

 

3.  Datenschutzkonferenz  

Die DSK ist eine „Konferenz“ der Bundes- und sämtlicher Landesdatenschutzbe-
auftragen, also ein Gremium ohne Rechtsfähigkeit und ohne formale Entschei-
dungskompetenzen, aber durchaus mit einem weitgespannten Tätigkeitsfeld: 
Die DSK hat 28 thematische Arbeitsgruppen gebildet. Die DSK koordiniert die 
Aufsichtspraxis der Datenschutzaufsichten von Bund und Ländern durch soft law 
(Empfehlungen etc.). Für dessen Verabschiedung ist in der Regel Einstimmigkeit 
erforderlich. 

 

4.  Europäischer Datenschutzausschuss 

Dem europäischen Datenschutzausschuss obliegt die unionsweite Koordination 
der Datenschutzaufsichten nach der europäischen Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO). Für die Bundesrepublik Deutschland ist im europäischen Daten-
schutzausschuss der Bundesbeauftragte „Gemeinsamer Vertreter“. Stellvertre-
ter ist ein vom Bundesrat gewählter Leiter einer Aufsichtsbehörde eines Landes, 
wobei die BfDI bei reinen Landessachen dem Stellvertreter die Verhandlungsfüh-
rung überträgt (§ 17 BDSG). 
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II. Zielsetzung und Vorschläge der „Föderalen Modernisierungsagen-
da“ zur Reform der Datenschutzaufsicht 

1.  Ziele 

Die „Föderale Modernisierungsagenda“ vom 4. Dezember 2025 zielt für die Da-
tenschutzaufsicht auf Modifikationen der bestehenden Zuständigkeitsregelun-
gen, die auch grundlegende Änderungen im Verhältnis zwischen Bund und Län-
dern umfassen könnten. Die Reformen sollen eine einheitliche Rechtsauslegung 
im Datenschutzrecht sicherstellen und die Effizienz im Zusammenspiel der Auf-
sichtsbehörden erhöhen. Übergreifende Ziele der Agenda sind  

• einerseits Erleichterungen und Bürokratieabbau für die Wirtschaft bzw. all-
gemein für die der Datenschutzaufsicht unterworfenen nicht-staatlichen 
Stellen und 

• andererseits Effizienzgewinne und mögliche Kosteneinsparungen bei den Da-
tenschutzbeauftragten von Bund und Ländern.  

Welches dieser beiden übergreifenden Ziele in den weiteren Beratungen in den 
Vordergrund rückt, wird Auswirkungen darauf haben, welche der bislang im 
Raum stehenden möglichen Reformkonzepte letztlich als empfehlenswert er-
scheint. Aktuell stehen die beiden Ziele in einem noch nicht näher geklärten Ver-
hältnis nebeneinander („sowie“). Es ist daher empfehlenswert, die Prioritäten in 
der Zielsetzung der Agenda weiter zu präzisieren und zu klären. 

 

2.   Mögliche Reforminstrumente  

Als mögliche Instrumente zur Erreichung dieser Zielsetzung benennt die „Föde-
rale Modernisierungsagenda“ ggfs. kumulativ: 

(1) Bündelung von Aufsichtskompetenzen bei die BfDI, 

(2) Bündelung von Aufsichtskompetenzen bei den Aufsichtsbehörden der 
Länder,  

(3) eine bessere Einbindung der Datenschutzkonferenz (DSK), 

(4) Einführung eines Kohärenzverfahrens. 

Die konkrete rechtliche Ausformung und Umsetzung dieser Instrumente könnte 
nach der „Föderale Modernisierungsagenda“ exemplarisch insbesondere er-
reicht werden durch 

(1) Zuständigkeitskonzentrationen, 

(2) One-Stop-Shop-Regelungen, 

(3) Nutzung des Art. 87 Abs. 3 GG (Bundesbehörden),  

(4) Staatsverträge zwischen den Ländern, 

(5) Prüfung einer Aufhebung der Pflicht zur Bestellung eines Landesdaten-
schutzbeauftragten. 
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3.   Genese und Stand der Reformvorschläge 

Die Reformvorschläge gehen auf eine entsprechende Passage im Koalitionsver-
trag von CDU, CSU und SPD vom 5. Mai 2025 für die 21. Legislaturperiode zurück, 
der wiederum Vorschläge der 2024 von Bundespräsident Steinmeier initiierten 
„Initiative für einen handlungsfähigen Staat“ aufnimmt. Die daraus resultieren-
den Reformvorschläge der „Föderalen Modernisierungsagenda“ beinhalten ver-
schiedene Optionen, zwischen denen die Grundentscheidung gegenwärtig noch 
nicht getroffen ist. Dementsprechend ist noch kein konkreter Vorschlag im Ein-
zelnen ausgearbeitet.  

Je nach konkret gewähltem Modell wirft das Vorhaben zahlreiche organisations- 
und verfassungsrechtliche Fragen auf, einerseits in Bezug auf die Verankerung 
der Landesdatenschutzbeauftragten in Art. 77a Landesverfassung NRW, ande-
rerseits aber auch und vor allem in Bezug auf die grundgesetzlichen Vorgaben. 
Die sich stellenden Verfassungsfragen erschöpfend auszuarbeiten wird gegen-
wärtig dadurch erschwert, dass die Reformideen noch sehr offen sind. Es stehen 
zahlreiche Gestaltungsoptionen mit jeweils unterschiedlichen verfassungsrecht-
lichen Implikationen im Raum.  

Die nachfolgende Stellungnahme beschränkt sich daher auf eine erste Skizzie-
rung der zu bedenkenden Verfassungsfragen. Daraus ergeben sich erste Leitli-
nien dafür, welche Optionen im weiteren Beratungsverlauf vorrangig verfolgt 
bzw. ausgeschieden werden sollten. Wenn ein bestimmtes Reformmodell in 
Form von Gesetzentwürfen, Entwürfen zu Verfassungsänderungen oder Entwür-
fen für Staatsverträge ausgearbeitet werden soll, müssten dessen verfassungs-
rechtliche Implikationen noch einmal konkret beleuchtet werden. 

 

III.  Grundeinstellung des Unterzeichners gegenüber dem Reformvor-
haben  

Der Unterzeichner möchte darauf hinweisen, dass er sich seit langem mit den 
aufgeworfenen Themen beschäftigt (insb. durch Habilitation zur europäischen 
Verwaltungskooperation, Herausgeberschaft datenschutzrechtlicher Kommen-
tare zur DSGVO und zum BDSG und Vorsitz eines Datenschutzgerichts). Dabei 
sieht der Unterzeichner die hohe Komplexität des Datenschutzrechts durchaus 
kritisch und verteidigt dementsprechend nicht den status quo. Vielmehr begrüßt 
er den vorliegenden, ambitionierten Reformansatz. Insofern lotet diese Stellung-
nahme die verfassungsrechtlichen Möglichkeiten zu seiner Umsetzung aus. 

 

B.  Stellungnahme zu den einzelnen Reformoptionen 

I.  Übertragung der Aufsichtskompetenzen auf den Bund (BfDI) 

Eine echte Bündelung von Kompetenzen entsteht durch Zuständigkeitskonzent-
rationen, die die Erledigungszuständigkeiten neu verteilt und in einer Hand kon-
zentriert. Da sich die „Föderale Modernisierungsagenda“ auf den nicht-öffentli-
chen Bereich von Unternehmen und Bürgern bezieht, geht es um diejenigen 
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Zuständigkeiten, die bisher von den Datenschutzbeauftragten der Länder wahr-
genommen werden.  

 

1.  Erfordernis einer grundgesetzlichen Verwaltungskompetenz des Bundes 

Eine solche Bündelung der Datenschutzaufsicht über den nicht-öffentlichen Be-
reich beim Bund (BfDI) setzt voraus, dass verfassungsrechtlich in zulässiger Weise 
eine entsprechende Verwaltungskompetenz des Bundes begründet wird. Denn 
bei der Datenschutzaufsicht handelt es sich um Exekutivtätigkeit. Regulär obliegt 
die Ausführung der Bundesgesetze (BDSG) und ebenso die Ausführung der direkt 
anwendbaren europäischen Rechtsakte (DSGVO) den Ländern, Art. 83 GG. 

Eine weitreichende bis umfassende Verwaltungskompetenz des Bundes für die 
Datenschutzaufsicht kann jederzeit durch explizite Normierung im Grundgesetz 
geschaffen werden. Für diese Reformoption ist eine Grundgesetzänderung erfor-
derlich, sinnvollerweise im Abschnitt VIII (Art. 83 ff. GG, Ausführung der Bundes-
gesetze und Bundesverwaltung). Vorbilder dafür könnten beispielsweise Art. 87b 
Abs. 1, 87d Abs. 1, 87e Abs. 1oder 89 Abs. 2 GG sein (bundeseigene Verwaltung 
im Bereich der Bundeswehr, der Luftverkehrsverwaltung, der Eisenbahnen und 
der Bundesautobahnen etc.), wegen der Unabhängigkeit der BfDI insbesondere 
aber Art. 88 S. 1 GG (Bundesbank mit unabhängiger Stellung gegenüber der Bun-
desregierung). 

 

2.  Verwaltungskompetenzen der BfDI auf Grundlage des Art. 87 Abs. 3 GG 

Ohne Grundgesetzänderung kommt als Kompetenztitel für eine Übernahme der 
Datenschutzaufsicht über den nicht-öffentlichen Bereich durch den Bund nur 
Art. 87 Abs. 3 GG in Betracht. Nach dieser Norm können für Bereiche mit Bun-
desgesetzgebungskompetenzen selbständige Bundesoberbehörden (oder auch 
rechtsfähige Körperschaften und Anstalten des Bundes) errichtet werden. 

 

a)  Datenschutzrechtliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes als Tatbe-
standsvoraussetzung 

Tatbestandsvoraussetzung von Art. 87 Abs. 3 GG ist das Bestehen einer Bundes-
gesetzgebungskompetenz für den jeweiligen Sachbereich, konkret für den Da-
tenschutz.  

(1.) Die staatlichen Gesetzgebungskompetenzen sind im Bereich des Datenschut-
zes allerdings weitgehend durch die EU-Gesetzgebungskompetenz für den Da-
tenschutz nach Art. 16 Abs. 2 AEUV verdrängt. Dies hindert aber die Anwendung 
des Art. 87 Abs. 3 GG. Denn für Art. 87 Abs. 3 GG kommt es allein auf die inner-
staatliche Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund und Län-
dern an, selbst wenn diese Verteilung wegen vorrangiger EU-Zuständigkeiten 
faktisch ohne Bedeutung ist.  

Zahlreiche Bundesoberbehörden führen im Wesentlichen Unionsrecht und nicht 
Bundesrecht aus (bspw. Kraftfahrbundesamt mit Zuständigkeit für die Kfz-
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Typenzulassung auf Grundlage von EU-Recht, Bundesinstitut für Arzneimittel 
und Medizinprodukte mit Zuständigkeit für die Arzneimittelzulassung auf Grund-
lage der EU-Arzneimittelkodizes). Die Zulässigkeit ihrer Errichtung auf Grundlage 
des Art. 87 Abs. 3 GG beruht darauf, dass bei Hinwegdenken der EU-Kompeten-
zen die innerstaatliche Gesetzgebungskompetenz beim Bund und nicht bei den 
Ländern liegen würde bzw. früher vor Begründung der EU-Gesetzgebungskom-
petenzen beim Bund lag. 

(2.) Das Grundgesetz enthält allerdings keine allgemeine Zuweisung der Gesetz-
gebungskompetenz für den Datenschutz an den Bund. Sie lässt sich nur als Bün-
delung verschiedener Annexkompetenzen zu anderen Gesetzgebungstiteln des 
Grundgesetzes konstruieren, die dem Bund die alleinige oder eine konkurrie-
rende Gesetzgebungszuständigkeit übertragen. In Betracht kommt für die Daten-
schutzaufsicht über den nicht-öffentlichen Bereich insbesondere Art. 74 Abs. 1 
Nr. 11 GG (Recht der Wirtschaft), für die Aufsicht über den staatlichen Bereich 
eine Annexkompetenz aus dem jeweiligen grundgesetzlichen Kompetenztitel für 
den Erlass der entsprechenden Bundesgesetze, die von den Ländern als eigene 
Angelegenheiten (Art. 83, 84 GG) oder im Auftrag des Bundes vollzogen werden 
(Art. 85 GG). 

Dabei ergeben sich Lücken: Das Recht der Wirtschaft ist durch die Föderalismus-
reform teilweise in Landeszuständigkeit übertragen worden (u.a. Gaststätten- 
und Spielhallenrecht, Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG). Auch in den Kernbereichen der 
Landesgesetzgebungskompetenzen (Schule, Hochschule, Kultur, Medien, Innere 
Sicherheit/Polizei) fehlt es an einer Bundesgesetzgebungskompetenz, zu der als 
Annex eine Bundesgesetzgebungskompetenz für Datenschutzregeln im jeweili-
gen Bereich konstruiert werden könnte. 

Man kann diese Lücken nicht pauschalierend für vergleichsweise klein und für so 
unbedeutend erklären, dass man folgern könnte, der Bund sei praktisch durch-
gängig für das Datenschutzrecht gesetzgebungsberechtigt und könne daher nach 
Art. 87 Abs. 3 GG die Datenschutzaufsicht komplett in Bundesverwaltung über-
nehmen. Denn jedenfalls für bestimmte, nicht unwesentliche Bereiche (Teile des 
Rechts der Wirtschaft, gesamter Kultusbereich, Innere Sicherheit/Polizei) beste-
hen im Bund-Länder-Verhältnis eindeutig Landesgesetzgebungskompetenzen 
für den Datenschutz. Dass dies so ist, lässt sich auch an den geltenden Landesda-
tenschutzgesetzen ablesen: Deren materiell-rechtliche Regelungen werden im 
föderalen System der Bundesrepublik Deutschland für die Umsetzung der euro-
päischen DSGVO benötigt, soweit es an einer Bundeskompetenz fehlt. 

Man kann einwenden, dass die den Ländern obliegenden Regelungsbereiche im 
Datenschutz überwiegend den staatlichen Bereich betreffen. Mit dieser Überle-
gung wäre das Ziel der „Föderalen Modernisierungsagenda“, die Datenschutz-
aufsicht über den nicht-öffentlichen Bereich zu reformieren, letztlich doch über 
Art. 87 Abs. 3 GG erreichbar. Auch hier bleiben allerdings Lücken, wie sich bei-
spielsweise an § 18 DSG NRW zeigt (Datenverarbeitung im Beschäftigungskon-
text, für die landesrechtliche Regelungen bestehen). 

(3.) Aus den vorstehenden Überlegungen folgt: Auf Grundlage des Art. 87 Abs. 3 
GG kann der Bund die Datenschutzaufsicht über den nicht-öffentlichen Bereich 
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in Bundesverwaltung übernehmen, allerdings nur insoweit, als die Datenschutz-
gesetzgebung für den konkreten Sachbereich im Bund-Länder-Verhältnis dem 
Bund zusteht. Anders formuliert: Sachmaterien, für die gegenwärtig Regelungen 
in den Datenschutzgesetzen der Länder bestehen, sind einer Übertragung der 
Aufsichtskompetenzen auf den Bund nach Art. 87 Abs. 3 GG nicht zugänglich. 

Das kann man mit guten Gründen für misslich halten, weil diese verfassungs-
rechtliche Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen eine effektive Bündelung 
sämtlicher Verwaltungskompetenzen im Datenschutzbereich nach Art. 87 Abs. 3 
GG ausschließt. Dieses Problem lässt sich nur durch Begründung einer (möglichst 
umfassenden) Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das Datenschutzrecht 
lösen. Dafür müsste das Grundgesetz in Abschnitt VII (Art. 70 ff. GG – Die Gesetz-
gebung des Bundes) geändert werden. 

(4.) Zwischenergebnis:  

Grundsätzlich gibt es damit zwei Wege, um durch eine Grundgesetzänderung 
weitreichende Bündelungen von Aufsichtskompetenzen beim Bund zu ermögli-
chen: entweder direkt durch explizite Schaffung einer Bundesverwaltungskom-
petenz für die Datenschutzaufsicht (in Art. 83 ff. GG) oder indirekt durch Begrün-
dung einer weitreichenden Bundesgesetzgebungskompetenz für das Daten-
schutzrecht (in Art. 70 ff. GG), an die dann über Art. 87 Abs. 3 GG auch eine ent-
sprechende Verwaltungskompetenz des Bundes angeknüpft werden kann.  

Ohne Grundgesetzänderung ist das Ziel einer Konzentration von Aufsichtsbefug-
nissen beim Bund für den nicht-öffentlichen Bereich zwar überwiegend, aber 
letztlich doch nur torsohaft zu erreichen. Es stellt keine Erleichterung dar, wenn 
zwar die Datenschutzaufsicht über die Wirtschaft im Wesentlichen beim Bund 
konzentriert werden könnte, dann aber die Aufsicht über den Umgang von Un-
ternehmen mit Beschäftigtendaten weiterhin in der Hand der Länder verbleiben 
müsste. 

 

b)  Handlungsmöglichkeiten auf Grundlage von Art. 87 Abs. 3 GG: Errichtung 
von Bundesoberbehörden als Regelfall 

Auch wenn man die Lückenhaftigkeit einer Bundeskompetenz für die Daten-
schutzaufsicht nach Art. 87 Abs. 3 GG in Kauf nimmt oder diese Lückenhaftigkeit 
durch Normierung einer umfassenden Gesetzgebungskompetenz des Bundes für 
das Datenschutzrecht beseitigt, bleibt mit Blick auf Art. 87 Abs. 3 GG eine weitere 
Rechtsfrage zu klären. Denn Art. 87 Abs. 3 GG ermöglicht als Regelfall nur die 
Errichtung von Bundesoberbehörden. Nach § 8 Abs. 1 S. 1 BDSG ist die BfDI aber 
eine oberste Bundesbehörde (mit Sitz in Bonn). Damit stellt sich die Frage, ob 
eine auf Art. 87 Abs. 3 GG gestützte Verwaltungskompetenz des Bundes für die 
Datenschutzaufsicht auf der Ebene der Organzuständigkeiten durch den BfDI 
wahrgenommen werden könnte.  

Grundsätzlich ist die Unterscheidung zwischen Bundesoberbehörden und obers-
ten Bundesbehörden für die Verwaltungsorganisation von grundlegender Be-
deutung. Oberste Bundesbehörden sind regelmäßig die parlamentarisch 
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rückgebundenen Bundesministerien. Bundesoberbehörden sind demgegenüber 
dadurch gekennzeichnet, dass sie einem Bundesministerium hierarchisch nach-
geordnet und dem zuständigen Bundesminister gegenüber weisungsgebunden 
sind. 

Die von der Bundesregierung unabhängige Organisation der BfDI als oberste 
Bundesbehörde könnte daher einer Konzentration der Datenschutzaufsicht beim 
Bund auf Grundlage von Art. 87 Abs. 3 GG entgegenstehen. Dieses Problem lässt 
sich auf zwei Wegen entkräften: Entweder versteht man Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG 
entgegen seinem Wortlaut dahingehend, dass er in Bereichen mit Bundesgesetz-
gebungskompetenzen nicht nur die Errichtung von Bundesoberbehörden, son-
dern auch von obersten Bundesbehörden ermöglicht. Oder man hält die Errich-
tung oberster Bundesbehörden kraft Natur der Sache stets für verfassungsrecht-
lich zulässig, ohne dass es dafür überhaupt einer grundgesetzlichen Zuständig-
keitsnorm zu Gunsten des Bundes bedarf. Dass beide Wege ggfs. möglich, aber 
nicht über jeden verfassungsrechtlichen Zweifel erhaben sind, hat sich an den 
verfassungsrechtlichen Einwänden gegen die Schaffung des Amtes eines Bundes-
beauftragten für Kultur und Medien in Form einer obersten Bundesbehörde ge-
zeigt. 

Gleichwohl sprechen letztlich gewichtige Argumente dafür, eine Übertragung 
von Verwaltungszuständigkeiten auf den Bund und für die Organkompetenz auf 
den BfDI auf der Grundlage von Art. 87 Abs. 3 GG für verfassungsrechtlich zuläs-
sig zu erachten, soweit die datenschutzrechtlichen Gesetzgebungskompetenzen 
des Bundes reichen. Denn Art. 87 Abs. 3 GG hat vor allem insoweit eine Schutz-
funktion zu Gunsten der Länder, als er einer flächendeckenden Bundesverwal-
tung vor Ort entgegensteht, wie sich insbesondere Art. 87 Abs. 3 S. 2 GG zeigt. 
Daraus kann man mit guten Gründen ableiten, dass Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG auch 
eine oberste Bundesbehörde und nicht nur Bundesoberbehörden ermöglicht. 

Sofern im Rahmen der anstehenden Reformüberlegungen zur „Föderalen Mo-
dernisierungsagende“ die Idee entwickelt werden sollte, die dezentral bestehen-
den Landesdatenschutzbeauftragten als Datenschutzaufsichten „vor Ort“ beste-
hen zu lassen, sie aber hierarchisch dem BfDI zu unterstellen, würde dafür Art. 
87 Abs. 3 S. 2 GG gelten: Eine solche Konstruktion würde sachlich einen dringen-
den Bedarf voraussetzen (der schwer zu begründen, gerichtlich aber ggfs. auch 
schwer zu widerlegen wäre) und verfahrensrechtlich eine Bundesratszustim-
mung. 

 

3.  Vereinbarkeit mit Art. 77a Landesverfassung NRW (Landesdatenschutz-
beauftragte) 

a)  Regelungsgehalt und Terminologie 

Art. 77a Abs. 1 Landesverfassung NRW bestimmt, dass der Landtag auf Vorschlag 
der Landesregierung einen bzw. eine Landesdatenschutzbeauftragte wählt. In 
dieser verfassungsrechtlichen Normierung könnte eine institutionelle Garantie 
für das Amt einer Landesdatenschutzbeauftragen in Nordrhein-Westfalen liegen. 
Dies könnte einer Übertragung von dessen Aufgaben auf den BfDI entgegen-
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stehen, sofern dafür nicht die Landesverfassung geändert und Art. 77a Landes-
verfassung aufgehoben wird. 

Der Begriff der institutionellen Garantie ist im Hinblick auf Art. 77a Landesver-
fassung allerdings unpassend und irreführen. Institutionelle Verfassungsgaran-
tien schützen historisch gewachsene öffentlich-rechtliche Einrichtungen und 
staatliche Ordnungsstrukturen gegenüber Eingriffen durch den Gesetzgeber. Bei-
spiele bilden die kommunale Selbstverwaltung (Art. 28 Abs. 2 GG), das Berufsbe-
amtentum (Art. 33 Abs. 5 GG) oder der öffentlich-rechtliche Rundfunk (Art. 5 
Abs. 1 S. 2 GG). Sie sind jeweils verfassungsrechtlich garantiert, weil sie als solche 
einen materiellen Wert für den demokratischen Rechtsstaat haben. 

Art. 77a Abs. 1 Landesverfassung NRW ist keine institutionelle Garantie in diesem 
Sinne, sondern eine staatliche Organisationsnorm auf Ebene der Landesverfas-
sung: Sie schafft auf Landesebene eine Verwaltungsstelle, ohne dass dahinter die 
Überlegung steht, dass gerade die Existenz eines Datenschutzbeauftragten auf 
Landesebene als solche einen Wert für den demokratischen Rechtsstaat bildet. 
Art. 77a Abs. 1 Landesverfassung trifft als Organisationsnorm formelle Regelun-
gen, hat aber keinen materiellen Gehalt.  

Der Grund für die Normierung dieser Organisationsnorm auf Verfassungsebene 
dürfte in Art. 77a Abs. 2 Landesverfassung liegen, nämlich im unabhängigen Sta-
tus der Landesdatenschutzbeauftragten. Ein solches Unabhängigkeitsregime ist 
für die deutsche Staatsorganisation ungewöhnlich und war traditionell nur für 
die Bundesbank etabliert. Die h. M. hält Behörden mit unabhängiger Stellung re-
gelmäßig für verfassungsrechtlich unzulässig, weil sie nicht hinreichend in demo-
kratische Verantwortungsketten eingebunden seien. Die Normierung der Lan-
desdatenschutzbeauftragten auf Verfassungsebene hat im Wesentlichen die 
Funktion, Zweifel daran zu zerstreuen, dass diese Funktion mit ihrer Unabhän-
gigkeit in verfassungskonformer Weise geschaffen werden kann. Darin erschöpft 
sich die Bedeutung der verfassungsrechtlichen Normierung.  

Selbstverständlich hat auch eine schlichte Organisationsnorm in der Landesver-
fassung Bindungswirkung für den Landesgesetzgeber und alle anderen Staatsor-
gane des Landes. Insofern mag man davon sprechen, dass Art. 77a Landesverfas-
sung das Amt der Landesdatenschutzbeauftragten „garantiert“. Das legt aber 
Verwechselungen mit einer institutionellen Garantie nahe, die Art. 77a Landes-
verfassung nicht enthält. Man sollte daher besser von einer verfassungsrechtli-
chen Normierung statt von einer verfassungsrechtlichen Garantie sprechen. 

Das ist zunächst einmal nur eine terminologische Frage: Auch eine schlichte ver-
fassungsrechtliche Normierung gilt selbstverständlich, sofern die Verfassungs-
norm nicht durch Verfassungsänderung aufgehoben wird. In dieser Hinsicht un-
terscheiden sich institutionelle Verfassungsgarantien nicht von verfassungs-
rechtlichen Organisationsnormen. Hinter einer institutionellen Garantie stehen 
aber zentrale demokratische und rechtsstaatlich Wertungsentscheidungen, 
während hinter einer verfassungsrechtlichen Organisationsnorm schlicht prag-
matische Überlegungen stehen. Eine institutionelle Garantie zu beschränken löst 
daher einen erheblichen Rechtfertigungsdruck aus. Eine verfassungsrechtliche 
Organisationsnorm zu ändern ist demgegenüber ohne Weiteres möglich, wenn 
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man zur Auffassung gelangt, dass eine andere Form der staatlichen Organisation 
adäquater ist. 

Vor diesem Hintergrund gewinnt die terminologische Frage auch eine inhaltliche 
Bedeutung: Wer mit Blick auf Art. 77a Landesverfassung von einer „verfassungs-
rechtlichen Garantie der Landesdatenschutzbeauftragten“ spricht, versucht da-
mit implizit, die Rechtfertigungsanforderungen für Reformen zu erhöhen, die 
dieses Amt tangieren. Letztlich zielt die Verwendung dieser Begrifflichkeit da-
rauf, bereits auf terminologischer Ebene den Eindruck zu erwecken, das Amt der 
Landesdatenschutzbeauftragten sei sakrosankt und keiner substanziellen Verän-
derung zugänglich. Das ist angesichts des Charakters des Art. 77a Landesverfas-
sung als bloßer staatlicher Organisationsnorm aber nicht der Fall. 

Die Redeweise von einer „verfassungsrechtlichen Garantie der Landesdaten-
schutzbeauftragten“ ist daher suggestiv und tendenziell irreführend. Sie sollte 
daher durch die sachlich zutreffende, neutrale Formulierung „verfassungsrecht-
liche Normierung“ ersetzt werden. 

 

b) Keine Sperrwirkung des Landesverfassungsrechts für Vorhaben auf Bundes-
ebene 

Soweit das Grundgesetz eine Zuständigkeitskonzentration beim BfDI ermöglicht 
(dazu oben C. I. 1., 2.), kann Art. 77a Landesverfassung NRW einer entsprechen-
den Reform nicht entgegengehalten werden. Denn wenn der Bund verfassungs-
rechtlich über Kompetenzen verfügt, kann er sie nutzen, ohne dass dem die Län-
der Normen ihrer Landesverfassung entgegenhalten könnten. Die Landesverfas-
sungen entfalten keine Sperrwirkung gegenüber grundgesetzlich zulässigen Or-
ganisationsentscheidungen des Bundes. Das ergibt sich aus allgemeinen Kompe-
tenzgrundsätzen des Föderalstaats. Man kann es auch aus Art. 31 GG (Bundes-
recht bricht Landesrecht) ableiten. 

Art. 77a Landesverfassung würde dadurch teilweise funktionslos werden. Auch 
das ist aber kein Argument, das den Bund daran hindern könnte, von dem Kom-
petenzen Gebrauch zu machen, die ihm das Grundgesetz zuweist. 

 

c) Handlungspflicht der Landesregierung im Bundesrat? 

Denkbar ist nur, aus Art. 77a Landesverfassung NRW eine Pflicht der Landesre-
gierung abzuleiten, ihr Handeln und Abstimmungsverhalten im Bundesrat so aus-
zurichten, dass die landesverfassungsrechtliche Einrichtung einer Landesdaten-
schutzbeauftragten nicht durch ein Mitwirken der Landesregierung an Entschei-
dungen auf Ebene des Bundes konterkariert wird. Dann müsste sich die Landes-
regierung im Rahmen ihrer Möglichkeiten einer Zuständigkeitskonzentration 
beim BfDI widersetzen, sofern nicht Art. 77a Landesverfassung NRW aufgehoben 
wird. 

Ob Art. 77a Landesverfassung NRW eine solche Handlungsdirektive für die Lan-
desregierung zu entnehmen ist, ist von mehreren Voraussetzungen abhängig:  
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Erstens müsste man dafür Art. 77a Landesverfassung nicht nur als eine landes-
verfassungsrechtliche Organisationsnorm verstehen, die im Rahmen vorhande-
ner Verbandskompetenzen des Landes Regelungen zur Organordnung auf Lan-
desebene trifft, sondern als eine Norm, die auch bundespolitische Ansprüche des 
Landes formuliert, nämlich sich über die Bundesratsbeteiligung für substanzielle 
Kompetenzen des Landes im Datenschutzbereich einzusetzen, damit die Organi-
sationsnorm des Art. 77a Landesverfassung mit Substanz ausgefüllt werden 
kann. Ein solches Normverständnis ist nicht zwingend, lässt sich aber nach Ein-
schätzung des Unterzeichners gut begründen. 

Zweitens müsste dann aber noch nachgewiesen werden, dass die Aufsichtsbe-
fugnisse über den nicht-öffentlichen Bereich für die Tätigkeit der Landesdaten-
schutzbeauftragten von so zentraler Bedeutung sind, dass ihre Verlagerung auf 
Bundesebene einer Entkernung des Amtes der Landesdatenschutzbeauftragten 
gleichkäme. Das könnte man dann für eine so schwerwiegende Veränderung der 
landesverfassungsrechtlich vorgesehenen Kompetenzordnung halten, dass die 
Landesregierung durch Art. 77a Landesverfassung gehindert wäre, daran auf 
Bundesebene mitzuwirken. 

Für eine solche Entkernungsthese könnte sprechen, dass bei der Landesdaten-
schutzbeauftragten mit der Aufsicht über den nicht-öffentlichen Bereich ca. dop-
pelt so viele Referate beschäftigt sind wie mit der Aufsicht über den (von den 
Reformüberlegungen nicht tangierten) öffentlichen Bereich und die Informati-
onsfreiheit, ohne dass das Organigramm der Landesdatenschutzbeauftragten 
NRW darüber letzte Klarheit ermöglicht. Eine Verlagerung der Aufsicht über den 
nicht-öffentlichen Bereich würde daher wohl die Mehrheit des aktuellen Tätig-
keitsumfangs der Landesdatenschutzbeauftragten betreffen, ihr aber weiterhin 
gewichtige Aufgaben belassen.  
Die verbleibenden Aufgaben (Aufsicht über den öffentlichen Bereich) sind dabei 
so substanziell, dass sie in Bayern einer eigenen Behörde zugewiesen sind. Wenn 
aber Bayern nur für sie eine eigene Behörde für gerechtfertigt erachtet, wird man 
kaum argumentieren können, dass eine Beschränkung der Landesdatenschutz-
beauftragten NRW auf diese Aufgaben einer Entkernung der Verfassungsgaran-
tie des Art. 77a Landesverfassung NRW gleichkäme. 
 

 

II.  Übertragung der Aufsichtskompetenzen auf einzelne Länder  

Eine Bündelung der Datenschutzaufsicht für den nicht-öffentlichen Bereich auf 
Ebene der Länder wahrt im Bund-Länder-Verhältnis die grundgesetzliche Kom-
petenzzuweisung der Verwaltungskompetenzen an die Länder nach Art. 83 GG. 
Zu klären ist für dieses Reformmodell daher nicht das Verhältnis zum Bund, son-
dern die kompetenzielle Situation im Verhältnis der Bundesländer und ihrer Lan-
desdatenschutzbeauftragten zueinander. 
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1.   Kompetenzielle Ausgangslage im Verhältnis der Landesdatenschutzbe-
auftragen  

a)  Regelungsmodell der DSGVO für das Verhältnis der Aufsichtsbehörden der 
EU-Mitgliedstaaten 

Die DSGVO enthält verschiedene Zuständigkeitsnormen, die das Verhältnis der 
Aufsichtsbehörden der verschiedenen EU-Mitgliedstaaten zueinander betreffen. 
Diese Normen gelten nicht für die innerstaatliche Kompetenzverteilung in föde-
ralen EU-Mitgliedstaaten, also nicht für das Verhältnis der Landesdatenschutz-
beauftragten untereinander. Da es sich aber um eine Parallelkonstellation (nur 
auf höherer Ebene) handelt, könnten die EU-Normen ein Modell auch für die in-
nerstaatliche Kompetenzverteilung zwischen den Bundesländern bieten. 

Nach Art. 55 Abs. 1 DSGVO ist jede staatliche Aufsichtsbehörde im Hoheitsbe-
reich des eigenen Mitgliedstaates zuständig. Für grenzüberschreitende Sachver-
halte normiert Art. 56 DSGVO, wer federführende Aufsichtsbehörde ist und wie 
die beteiligten Aufsichtsbehörden der verschiedenen betroffenen EU-Mitglied-
staaten zusammenarbeiten. Für die Bestimmung der federführenden Aufsichts-
behörde wird regelmäßig an die Hauptniederlassung des datenverarbeitenden 
Unternehmens angeknüpft (Art. 56 Abs. 1, Abs. 2 DSGVO). Auch diese Norm der 
DSGVO betrifft nur das Verhältnis der EU-Staaten und ihrer Aufsichtsbehörden 
zueinander, nicht das Verhältnis der deutschen Bundesländer und die Landesda-
tenschutzbeauftragen zueinander. 

 

b)   Zuständigkeit der Landesdatenschutzbeauftragten im föderalen Verhältnis 
untereinander 

Diese DSGVO-Normen beziehen sich nur auf das Verhältnis der EU-Staaten zuei-
nander, nicht auf das Verhältnis der deutschen Bundesländer untereinander. Im 
deutschen Recht fehlen explizite Normen, die vergleichbare Regelungen für die 
strukturell vergleichbare Frage nach den Zuständigkeiten der Landesdaten-
schutzbeauftragten im föderalen Verhältnis der Bundesländer untereinander re-
geln.  

Die Zuständigkeit der Landesdatenschutzbeauftragten jeweils für das Gebiet des 
eigenen Bundeslandes ergibt sich aus allgemeinen Grundsätzen des Bundes-
staatsprinzips des Art. 20 Abs. 1 GG. Die Zuständigkeitsnorm des nordrhein-west-
fälischen Landesdatenschutzrechts, § 60 LDSG NRW, setzt diesen territorialen 
Bezug der Aufsichtskompetenzen voraus und regelt ihn nicht explizit. 

 

2.   Denkbare Optionen im Bereich der Datenschutzaufsicht 

Wie ein Modell aussehen könnte, das die Aufsichtsbefugnisse bei den Landesda-
tenschutzbeauftragten bündelt, ist in der „Föderalen Modernisierungsagenda“ 
bewusst offengehalten.  
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a)   Regelungsinstrument: Staatsvertrag der Länder 

Regelungsinstrument wäre jeweils ein Staatsvertrag der Länder. Ein Beispiel bie-
tet etwa der Staatsvertrag der Bundesländer zur Errichtung Zentralstelle für aus-
ländisches Bildungswesen (ZAB) als zentrale Stelle für die Bewertung ausländi-
scher Qualifikationen in Deutschland.  

Ein solcher Staatsvertrag kann die territorialen Zuständigkeiten zwischen den 
Bundesländern im gegenseitigen Einvernehmen anders regeln, als sich dies regu-
lär aus dem Grundprinzip des Bundesstaatsprinzips ergibt, nachdem jedes Land 
für die Wahrnehmung der Landeskompetenzen im eigenen Bundesland zustän-
dig ist. 

 

b)  Gestaltungsoptionen für eine Bündelung der Datenschutzaufsicht auf Lan-
desebene 

Für eine Bündelung der Datenschutzaufsicht bei den Ländern kommen verschie-
dene Gestaltungen in Betracht, darunter insbesondere:  

(1) Die Länder könnten eine neue, gemeinsame Aufsichtsstelle gründen. 

(2) Die Länder könnten die Aufsichtskompetenzen für den nicht-öffentlichen 
Bereich einem Landesdatenschutzbeauftragten übertragen. 

(3) Jeweils mehrere Länder die Aufsichtsbefugnisse für den nicht-öffentli-
chen Bereich auf einen ihrer Landesdatenschutzbeauftragten übertra-
gen. 

(4) Die Länder könnten die Aufsichtsbefugnisse über den nicht-öffentlichen 
Bereich untergliedern (insb. nach Zielgruppen in der Weise, wie bei der 
Landesdatenschutzbeauftragten die Zuständigkeiten auf verschiedene 
Referate verteilt sind) und sie dann wechselseitig „über Kreuz“ einem 
Landesdatenschutzbeauftragten zuweisen. 

So sehr sich diese Modelle organisationsrechtlich unterscheiden und so unter-
schiedlich ihre Vor- und Nachteile unter Effizienzgesichtspunkten sind, werfen 
alle Modelle grundsätzlich dieselben verfassungsrechtlichen Fragen auf. Das gilt 
jedenfalls mit Blick auf Strukturvorgaben, die aus dem grundgesetzlichen Bun-
desstaatsprinzip abzuleiten sind.  

Auswirkungen der Modelle können sich auch mit Blick auf die Normierung der 
Landesdatenschutzbeauftragten NRW in der Landesverfassung ergeben. Letzt-
lich dürfte aber stets dasselbe wie im Falle einer Bündelung von Aufsichtskom-
petenzen bei der BfDI gelten: Da stets nur die Aufsichtsbefugnisse für den nicht-
öffentlichen Bereich in der Diskussion sind, würden bei jedem Reformmodell je-
denfalls die Aufsichtsbefugnisse für den staatlichen Bereich bei der Landesdaten-
schutzbeauftragten NRW verbleiben. Damit wäre Art. 77a Landesverfassung 
nicht entkernt. Die Reformmodelle sind also landesverfassungsrechtlich zulässig. 
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III.  Zuständigkeitsbündelung (auf Bundes- oder Landesebene) durch 
One-Stop-Shop-Regelungen 

1.   Regelungsvorbilder für One-Stop-Shop-Regelungen 

One-Stop-Shop-Regelungen sind ein (umgangssprachlicher) Oberbegriff für un-
terschiedliche rechtliche Gestaltungen. Gemeinsame Grundidee ist, dass Bürger 
und Unternehmen sich an eine einzige Stelle wenden können, die dann intern 
die weiteren Behörden beteiligt, die mit einem konkreten Vorhaben befasst wer-
den müssen. Wie das Verhältnis der beteiligten Behörden untereinander ausge-
staltet ist, ist mit dem Schlagwort des One-Stop-Shop-Prinzips noch nicht im Ein-
zelnen entschieden. Es gibt insbesondere folgende Möglichkeiten, wobei teil-
weise alle drei Modelle, teilweise auch nur Modell 1 als One-Stop-Shop-Regelun-
gen bezeichnet werden: 

(1) Im Außenverhältnis kann eine (einfache) One-Stop-Shop-Regelung bereits 
dadurch erreicht werden, dass eine einzelne Behörde als Erstansprechpart-
nerin für Unternehmen und Bürger bestimmt wird, ohne dass sich an den 
differenzierten verwaltungsinternen Bearbeitungs- und Entscheidungszu-
ständigkeiten verschiedener Behörden irgendetwas ändert. Die One-Stop-
Shop-Behörde hat dann lediglich die Aufgabe, einzelne Anträge und Vor-
gänge an die jeweils zuständige Behörde weiterzuleiten und dem Unterneh-
men bzw. Bürger die Antworten und Entscheidungen der zuständigen Behör-
den gesammelt zu übermitteln. 

(2) Eine weitergehende Bündelung von Entscheidungszuständigkeiten kann 
dadurch erfolgen, dass Sachentscheidungen gemeinsam (nach Konsens- oder 
Mehrheitsprinzip) durch alle beteiligten Behörden getroffen werden. Die 
One-Stop-Shop-Behörde übernimmt dann im Rahmen eines Kohärenzverfah-
rens eine federführende Verfahrensrolle für die Vorbereitung dieser gemein-
samen Sachentscheidung und kommuniziert sie im Anschluss im Verhältnis 
zum Bürger oder Unternehmen. 

(3) Schließlich können der One-Stop-Shop-Behörde auch komplett die Entschei-
dungskompetenzen in der Sache übertragen werden. Weitere Behörden wer-
den dann von ihr beispielsweise verwaltungsintern nur noch beteiligt, soweit 
vor Ort Nachprüfungen erfolgen sollen o.ä. Letztlich leisten die anderen Be-
hörden dann lediglich Amtshilfe. Es tritt eine Zuständigkeitskonzentration 
ein, deren verfassungsrechtliche Implikationen bereits oben (C.II.) dargestellt 
sind. 

Das Instrument der One-Stop-Shop-Regelungen ist vor allem durch das EU-Recht 
etabliert worden, unter anderem durch die EU-Dienstleistungsrichtlinie (ent-
sprechend Modell 1) und durch die DSGVO für grenzüberschreitende Aufsichts-
konstellationen (entsprechend Modell 2, dazu näher unten).  

Eine bestimmte Ausprägung des One-Stop-Shop-Prinzips – nämlich Modell 1 le-
diglich mit einer Behörde als Erstansprechpartnerin und schlichter Weiterleitung 
von Anträgen etc. – ist in §§ 71a ff. VwVfG realisiert. Diese Normen gelten aber 
nur, wenn eine Rechtsvorschrift auf §§ 71a ff. VwVfG verweist, was immer dann 
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der Fall ist, wenn die EU-Dienstleistungsrichtlinie die Anwendung dieses Modells 
erzwingt.  

Die Normierung in §§ 71a ff. VwVfG bedeutet aber nicht, dass One-Stop-Shop-
Regelungen stets diesem Modell entsprechen und nach §§ 71a ff. VwVfG reali-
siert werden müssten. Es ist ohne weitere möglich, auch andere Formen von 
One-Stop-Shop-Regelungen zu entwickeln und zu normieren (und dann konse-
quenterweise darauf zu verzichten, auf §§ 71a ff. VwVfG zu verweisen). 

 

2.   Einsatzmöglichkeiten für die Datenschutzaufsicht  

One-Stop-Shop-Regelungen gemäß Modell 1 bieten sich vor allem dann an, wenn 
Bürger oder Unternehmen für ein bestimmtes Vorhaben mehrere Genehmigun-
gen einholen müssen. Wenn dafür unterschiedliche Fachbehörden zuständig 
sind, deren Zuständigkeiten wegen ihrer unterschiedlichen fachlichen Ausrich-
tung und der dafür nötigen fachspezifischen Qualifikationen nicht einfach zusam-
mengelegt werden können, bietet Modell 1 eine Lösung.  

Denn dann ermöglichen es entsprechende One-Stop-Shop-Regelungen, im ver-
waltungsinternen Bereich differenzierte Zuständigkeiten beizubehalten, wäh-
rend im Außenverhältnis für Unternehmen und Bürger eine Bündelung erreicht 
wird. Das entspricht der Situation im Anwendungsbereich der EU-Dienstleis-
tungsrichtlinie, wo die umsetzenden deutsche Fachgesetze regelmäßig auf das 
Verfahren nach Art. 71a ff. VwVfG verweisen. 

Wenn es dagegen nur um unterschiedliche territoriale Zuständigkeiten von Be-
hörden geht, die fachlich denselben Aufgabenkreis haben, gibt es bei grundsätz-
lich vorhandenem Bündelungsinteresse keinen wirklichen Grund für die Auf-
rechterhaltung differenzierter interner Behördenzuständigkeiten (die Eigeninte-
ressen der jeweiligen Behörde bzw. ihrer Verwaltungsträger einmal außer Acht 
gelassen). Wenn man schlicht die territorialen Zuständigkeiten derselben Fach-
behörden bündeln möchte, ist die Zuständigkeitskonzentration ist daher als wei-
tergehendes Instrument der Bündelung gegenüber einer bloßen One-Stop-Shop-
Regelung vorzugswürdig. 

Die vorstehenden Überlegungen sind kein zwingender verfassungsrechtlicher 
Einwand gegen One-Stop-Shop-Regelungen im Bereich des Datenschutzrechts. 
Regelungen nach Modell 1 bleiben aber in ihrer Bündelungswirkung auf halben 
Weg stehen, wofür es in manchen Sachgebieten (Dienstleistungsgenehmigun-
gen) wegen der fachlich differenzierten Behördenzuständigkeiten Gründe gibt. 
Diese Gründe sind aber im Datenschutzbereich nicht gegeben, weil alle Landes-
datenschutzbeauftragte dieselben Aufgaben haben und daher auch personell 
und in ihrer fachlichen Qualifikation im Wesentlichen gleich aufgestellt sind. 

Daher lässt sich aus Sicht des Unterzeichners nicht recht erkennen, welchen Nut-
zen One-Stop-Shop-Regelungen nach Modell 1 hier haben könnten. Denn wenn 
man schon den Aufwand für eine Zuständigkeitsbündelung unternimmt, sollte 
man sich nicht mit halben Effekten begnügen, sondern dann auch verwaltungs-
intern die Zuständigkeiten zusammenlegen. 
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IV.  Einführung eines Kohärenzverfahrens unter verbesserter Einbin-
dung der Datenschutzkonferenz 

1.   Ausgangslage: Koordinierung der Datenschutzpolitik von Bund und Län-
dern durch die Datenschutzkonferenz 

Die Datenschutzpolitik von Bund und Ländern, insbesondere die Handhabung 
der Aufsichtsbefugnisse, wird gegenwärtig durch die Datenschutzkonferenz der 
Datenschutzbeauftragten von Bund und Ländern mit ihren 28 Arbeitsgruppen 
koordiniert. Die DSK verständigt sich nach ihrer Geschäftsordnung auf gemein-
same Positionen der Datenschutzaufsichtsbehörden. Dazu strebt sie Einverneh-
men an. Sofern kein Einvernehmen erzielt werden kann, „soll“ – so formuliert es 
die Geschäftsordnung – die Entscheidung der Mehrheit anerkannt werden. 

Die DSK handelt nach außen durch Entschließungen, Beschlüsse, Orientierungs-
hilfen, Standardisierungen, Stellungnahmen, Pressemitteilungen und Festlegun-
gen, also regelmäßig in Rechtsformen, denen es an rechtlicher Verbindlichkeit 
mangelt (soft law). 

Es mangelt daher – entgegen der implizit formulierten Annahme in der „Födera-
len Modernisierungsagenda – gegenwärtig nicht an einer Einbindung der Daten-
schutzkonferenz in die Koordinierung der Datenschutzpolitik, die verbessert wer-
den könnte. Vielmehr mangelt es auf Ebene der Datenschutzkonferenz durch das 
Ziel einvernehmlicher Entscheidungen an effektiven Entscheidungsverfahren 
und im Außenverhältnis an verbindlichen, durchsetzbaren Entscheidungskompe-
tenzen. Dies könnte durch Schaffung eines Kohärenzverfahrens geändert wer-
den. 

 

2.  Regelungsvorbilder für Kohärenzverfahren 

Kohärenzverfahren sind ein vielfach genutztes Instrument im europäischen Ver-
waltungsverbund: In zahlreichen binnenmarktbezogenen Sachbereichen stim-
men sich die zuständigen nationalen Behörden untereinander und mit der Euro-
päischen Kommission ab, um für den gesamten EU-Binnenmarkt einheitliche Ent-
scheidungen zu treffen (beispielsweise Kfz-Typengenehmigungen, Arzneimittel-
zulassungen, Arzneimittelrückrufe im Rahmen des EU-Pharmakovigilanzsystems 
etc.). Das beruht jeweils auf EU-Verordnung oder EU-Richtlinien, die in den Ein-
zelheiten eine Vielzahl an Verfahrenskonfigurationen vorsehen. Angesichts die-
ser Vielzahl möglicher Ausgestaltungen von Kohärenzverfahren bieten sich als 
Regelungsvorbilder für die „Förderale Modernisierungsagenda“ insbesondere 
die bereits bestehenden Kohärenzverfahren im Datenschutzbereich an. 

 

a)  Datenschutzrechtliches Kohärenzverfahren auf europäischer Ebene 

Die DSGVO hat ein datenschutzrechtliche Kohärenzverfahren auf europäischer 
Ebene geschaffen, das verbindliche Entscheidungen für das Handeln der EU-Mit-
gliedstaaten und ihrer Datenschutzaufsichten ermöglicht. Es knüpft an die Rege-
lung in Art. 56 DSGVO an, nach der bei grenzüberschreitenden Sachverhalten 
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eine federführende Aufsichtsbehörde bestimmt wird, nämlich die Aufsichtsbe-
hörde des Staates, in dem der Datenverarbeiter seine Hauptniederlassung hat. 

Art. 60 DSGVO sieht sodann vor, dass die federführende Aufsichtsbehörde mit 
den Aufsichtsbehörden zusammenarbeitet, die ebenfalls einen territorialen Be-
zug zur fraglichen Datenverarbeitung haben (Kooperationsverfahren). Wird da-
bei kein Konsens über die zu treffende Entscheidung erreicht, ist das Kohärenz-
verfahren nach Art. 63 ff. DSGVO durchzuführen. Es ermöglicht eine definitive 
Entscheidung im Streitbeilegungsverfahren nach Art. 65 DSGVO. 

Der praktisch häufigste Fall für die Einleitung dieses Kohärenzverfahrens ist, dass 
eine betroffene Datenschutzaufsichtsbehörde Einspruch gegen den Beschluss-
entwurf einlegt. In diesem Fall entscheidet verbindlich der Europäische Daten-
schutzausschuss (EDSA), in dem die europäischen Aufsichtsbehörden mit je einer 
Stimme pro Mitgliedstaat sowie der Europäische Datenschutzbeauftragte 
stimmberechtigt sind. 

 

b)  Datenschutzrechtliches Kohärenzverfahren nach § 18 BDSG 

Auf Ebene des deutschen Rechts besteht für das Bund-Länder-Verhältnis gegen-
wärtig kein allgemeines Kohärenzverfahren, sondern lediglich die wenig effek-
tive Koordination der Datenschutzpolitiken von Bundes- und Landesdatenschutz-
beauftragten in der DSK. Lediglich für ein Einzelproblem hat das Bundesdaten-
schutzgesetz ein Kohärenzverfahren geschaffen, in dem verbindlich und letztlich 
mit einfacher Mehrheit entschieden werden kann, nämlich in § 18 BDSG.  

Diese Norm betrifft die Festlegung einer einheitlichen deutschen Position („ge-
meinsamer Standpunkt“), den die deutschen Vertreter in den europäischen Da-
tenschutzgremien zu Grunde zu legen haben, insbesondere im Europäischen Da-
tenschutzausschuss, wenn das europäische Kohärenzverfahren nach Art. 63 ff. 
DSGVO durchgeführt wird. Es handelt sich also um ein Kohärenzverfahren auf 
Bund-Länder-Ebene in Deutschland, das in das europäische Kohärenzverfahren 
nach der DSGVO eingebettet ist. 

Zur Ermittlung des gemeinsamen Standpunktes kooperieren die Datenschutzauf-
sichtsbehörden des Bundes und der Länder miteinander mit dem Ziel einer ein-
vernehmlichen Positionierung. Gelingt dies nicht, kommt es in einem abgestuf-
ten Verfahren zur Entscheidungsfindung (§ 18 Abs. 2 BDSG). Die deutsche Posi-
tion wird dabei letztlich durch eine Mehrheitsentscheidung festgelegt. Wenn zu 
einem Abstimmungsgegenstand im europäischen Datenschutzausschuss ein sol-
cher gemeinsamer Standpunkt von Bund und Ländern gemäß § 18 BDSG vorliegt, 
muss dieser den Verhandlungen auf europäischer Ebene zu Grunde gelegt wer-
den. 

Der Normtext des § 18 BDSG ist umfangreich. Die Zuständigkeiten variieren in 
Abhängigkeit davon, ob innerstaatlich der Bund oder die Länder die Gesetzge-
bungszuständigkeit haben. Letztlich ist dieses deutsche Kohärenzverfahren, ob-
wohl es lediglich der Entscheidung über einen gemeinsamen deutschen Stand-
punkt im europäischen Kohärenzverfahren dient, komplexer als das Kohärenz-
verfahren auf europäischer Ebene unter Beteiligung aller EU-Mitgliedstaaten. 
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3.  Einsatzmöglichkeiten im Rahmen der „Föderalen Modernisierungsa-
genda“ 

Nach dem Vorbild der Regelung des § 18 BDSG, deren Anwendungsbereich sich 
aktuell auf eine einzelne Konstellation beschränkt, nämlich die Festlegung eines 
gemeinsamen deutschen Standpunkts für das europäische Kohärenzverfahren, 
könnte für das Bund-Länder-Verhältnis ein allgemeines Kohärenzverfahren ge-
schaffen werden, mit dem verbindliche Entscheidungen bei Beteiligung von Da-
tenschutzaufsichten mehrerer Bundesländer getroffen werden könnten. Denk-
bar sind dabei eine Nutzung der Strukturen der Datenschutzkonferenz und/oder 
eine Einbeziehung des Bundesdatenschutzbeauftragten in die Entscheidungsfin-
dung. 

Es dürfte in Anknüpfung an die Normierung von § 18 BDSG vertretbar sein, ein 
solches Verfahren durch Bundesgesetz im BDSG zu normieren statt es durch 
Staatsvertrag der Länder einzuführen. Wegen der lückenhaften datenschutz-
rechtlichen Gesetzgebungskompetenz des Bundes (s.o.) wird eine bundesgesetz-
liche Regelung aber stets verfassungsrechtlicher Kritik ausgesetzt sein. 

Eine Lektüre des Normtextes von § 18 BDSG vermittelt einen Eindruck von der 
Komplexität, die ein solches Kohärenzverfahren aller Voraussicht nach hätte. 
Diese Komplexität ist wegen Berücksichtigung der differenzierten datenschutz-
rechtlichen Gesetzgebungszuständigkeiten im Bund-Länder-Verhältnis unver-
meidbar noch einmal höher als die Komplexität des europäischen Kohärenzver-
fahrens nach der DSGVO, das der Gesamtkoordination in der gesamten EU dient. 
Im Vergleich zu Zuständigkeitskonzentrationen durch Bündelung von Aufsichts-
befugnissen beim Bund oder einzelnen Ländern wäre die Komplexität eines Ko-
härenzverfahrens erheblich höher. 

Es ist daher zu fragen, ob es legitime Gründe gibt, warum eine effektivere Gestal-
tung der Datenschutzaufsicht in Deutschland durch ein komplexes Kohärenzver-
fahren statt durch Zuständigkeitskonzentrationen erreicht werden sollte.  

Auf europäischer Ebene dienen Kohärenzverfahren der Einbindung sämtlicher 
bzw. aller betroffenen EU-Mitgliedstaaten. Eine solche Einbindung ist auf EU-
Ebene zur Akzeptanz von unionsweiten Entscheidungen unabdingbar. Unter-
schiedliche nationale Prägungen und Traditionen – etwa für den Stellenwert von 
individuellem Persönlichkeitsrecht und Datenschutz im Verhältnis zu effizienter 
Wirtschaftstätigkeit etc. – können in ein solches Verfahren eingebracht werden. 
Eine schlichte Zuständigkeitsübertragung auf einen einzelnen EU-Mitgliedstaat 
oder den Europäischen Datenschutzbeauftragten würde schnell an nationalen 
Vorbehalten scheitern. 

Im Verhältnis der Bundesländer untereinander und zum Bund lassen sich gewiss 
vergleichbare Akzeptanzüberlegungen vortragen. Dabei dürfte es aber kaum um 
unterschiedliche regionale Rechtstraditionen innerhalb Deutschlands gehen, die 
legitimerweise durch die jeweilige Stelle des einzelnen Bundeslandes gewahrt 
werden müssten. Eher dürften institutionelle Eigeninteressen von Bund und Län-
dern und ihrer Datenschutzbeauftragten eine Rolle spielen, wenn Bedenken 
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gegen Zuständigkeitskonzentrationen vorgetragen und stattdessen die Einfüh-
rung eines (komplexen) Kohärenzverfahrens propagiert wird.  

Eine kraftvolle föderale Reform der Datenschutzaufsicht wird daher vorrangig 
auf Zuständigkeitsbündelungen setzen müssen statt auf bloße Verbesserungen 
der Abstimmungsprozeduren aller 17 Bundes- und Landesdatenschutzbeauftrag-
ten untereinander durch ein Kohärenzverfahren. 
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